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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. November 1969 

III/l _ 680 — E — Zu 7/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



D rucksache V I/74 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 43, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 
18. Dezember 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker^), zuletzt geändert durch 
die Verordnungen (EWG) Nr. 1393/69^’) und (EWG) 
Nr. 1398/69''^), enthält u. a. Bestimmungen für Er- 
zeugnisse der Tarifnummer 12.04. Diese Tarifnum- 
mer umfaßt insbesondere Schnitzel von Zuckerrüben, 
für die deshalb die in dieser Verordnung vorge- 
sehene Regelung und insbesondere die gemeinsame 
Regelung für den Warenverkehr mit Drittländern, 
die Beseitigung sämtlicher Hemmnisse des freien 
Warenverkehrs in der Gemeinschaft und die ge- 
meinschaftliche Beihilfenregelung gelten. Bestimmte 
Erzeugnisse der Tarifnummer 23.03, und zwar aus- 
gelaugte Zuckerrübenschnitzel, Bagasse und Abfälle 
der Zuckergewinnung fallen nicht unter die gemein- 
same Marktorganisation, obwohl sie in Anhang II 
des Vertrages aufgeführt sind. Somit werden Zucker- 
rüben auf der Gemeinschaftsebene unterschiedlich 
behandelt, je nachdem, ob sie sich vor oder nach 
dem Stadium der Zuckerherstellung befinden. Um 
diese Ungleichheit auszuschließen, ist es zweck- 
mäßig, die Erzeugnisse der Tarifnummer ex 23.03 
in die gemeinsame Marktorganisation einzubezie- 
hen. Angesichts ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
erscheint es jedoch ausreichend, für diese Erzeug- 
nisse die Möglichkeit der Einführung von Einfuhr- 
und Ausfuhrbescheinigungen vorzusehen. Da die be- 
treffenden Erzeugnisse keinen Zucker enthalten, ist 
GS außerdem nicht erforderlich, die Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs durch die für die übrigen 
Erzeugnisse des Zuckersektors vorgesehenen Ab- 
schöpfungen zu ersetzen. 

Gemäß Artikel 9 Absatz (3) der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG gilt die in Absatz (1) und (2) die- 
ses Artikels vorgesehene Interventionsregelung bis 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 21. Juli 1969, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 21. Juli 1969, S. 13 


31. Dezember 1969 auch für Rübenrohzucker; um zu 
vermeiden, daß der Ablauf der Geltungsdauer die- 
ser Regelung während des Zuckerwirtschaftsjahres 
erhebliche Schwierigkeiten auslöst, erweist es sich 
als notwendig, diese Geltungsdauer bis 30. Juni 
1970 zu verlängern. 

Angesichts der besonderen Merkmale von Me- 
lasse ist es geboten, die Möglichkeit vorzusehen, 
daß dieses Erzeugnis abschöpfungsfrei eingeführt 
werden kann, soweit sichergestellt ist, daß eine ent- 
sprechende Menge ohne Ausfuhrerstattung ausge- 
führt wird. 

Die Bestimmungen des Artikels 5 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG haben sich als zu starr erwiesen, 
um sie in allen Gebieten der Gemeinschaft anzu- 
wenden. 

Bei der Anwendung des Artikels 27 Absatz (4) 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG haben sich 
Schwierigkeiten ergeben. Diese Schwierigkeiten 
können durch Einführung eines Systems beseitigt 
werden, wonach die Verpflichtung zur Zahlung des 
in Artikel 30 Absatz (1) Buchstabe b) der Verord- 
nung Nr. 1009/67/EWG genannten Zuckerrüben- 
mindestpreises außerhalb der Grundquote für zu 
Zucker verarbeitete Zuckerrüben besteht, und in dem 
gleichzeitig Berichtigungen vorgesehen werden, falls 
der endgültige Betrag der Produktionsabgabe nied- 
riger ist als der Höchstbetrag dieser Abgabe. Der 
Wortlaut der Artikel 5 und 27 dieser Verordnung 
muß daher in diesem Sinne geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 (Absatz (1) der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG wird wie folgt ergänzt: 

Nummer des | 

Gemeinsamen Bezeichnung der Erzeugnisse 

i Zolltarifs | 


e) ex 23.03 


Ausgelaugte Zuckerrübenschnitzel, 
Bagasse und Abfälle von der 
Zuckergewinnung 


Artikel 2 

Der Wortlaut von Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG wird durch folgenden Wortlaut 
ersetzt: 
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„Artikel 5 

1. Vorbehaltlich des Artikels 29 Absatz (1) und 
der Bestimmungen, die auf Grund des Artikels 32 
Absatz (3) erlassen werden, sind die Zuckerher- 
steller beim Kauf von Zuckerrüben, die 

a) zur Zuckerverarbeitung geeignet sind und 

b) zu Zucker verarbeitet werden sollen, 

verpflichtet, mindestens einen Mindestpreis für 
Zuckerrüben zu zahlen, der durch Zu- oder Ab- 
schläge entsprechend den Qualitätsunterschieden 
gegenüber der Standardqualität berichtigt wird. 

2. Der in Absatz 1 genannte Mindestpreis ist 
gleich 

a) dem in Artikel 30 Absatz (1) Buchstabe a) ge- 
nannten Zuckerrübenmindestpreis für Zucker- 
rüben, die zu Zucker verarbeitet werden sol- 
len; 

b) dem in Artikel 30 Absatz (1) Buchstabe b) ge- 
nannten Zuckerrübenmindestpreis außerhalb 
der Grundquote für Zuckerrüben, die zu Zuk- 
ker verarbeitet werden sollen. 

3. Die Einzelheiten der Anwendung dieses Arti- 
kels, insbesondere die Zu- oder Abschläge kön- 
nen nach dem Verfahren des Artikels 40 fest- 
gesetzt werden." 

Artikel 3 

1. In Artikel 9 Absatz (3) der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG wird das Datum des 31. Dezember 
1969 durch das Datum des 30. Juni 1970 ersetzt. 

2. In Artikel 9 Absatz (4) der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG wird das Datum des 1. Januar 1970 
durch das Datum des 1. Juli 1970 ersetzt. 


Artikel 4 

1. In Artikel 11 Absatz (1), Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG wird das Wort „Ab- 
satz (1) durch die Worte „Absatz (1) Buchstaben a), 
b), c) und d)" ersetzt. 

2. Artikel 11 Absatz (2) der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG erhält folgende Fassung: 

„Die in diesem Artikel vorgesehene Regelung 
kann nach dem Verfahren des Artikels 40 auf die 
in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c) genannten 
Erzeugnisse ausgedehnt werden. Nach dem glei- 
chen Verfahren werden die Gültigkeitsdauer der 
Lizenzen und die anderen Anwendungsbestim- 
mungen zu diesem Artikel, in denen insbesondere 
eine Frist für die Erteilung der Lizenzen vorge- 
schrieben werden kann, beschlossen." 


Artikel 5 

Artikel 14 Absatz (1) der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG erhält folgende Fassung: 


„1, Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz (1) 
Buchstaben a), b), c) und d) genannten Erzeugnisse 
wird eine Abschöpfung erhoben. Bei Einfuhren 
der in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c) genann- 
ten Erzeugnisse werden die Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs angewandt. 

Für die in Artikel 1 Absatz (1) Buchstabe c) ge- 
nannten Erzeugnisse kann jedoch vorgesehen 
werden, daß keine Abschöpfung erhoben wird, 
wenn feststeht, daß eine entsprechende Menge 
ohne Gewährung einer Ausfuhrerstattung ausge- 
führt wird." 

Artikel 6 

In Artikel 27 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
werden die Absätze (4) und (5) durch folgende er- 
setzt: 

„4. Ist die Produktionsabgabe niedriger als der 
in Absatz (3) genannte Höchstbetrag, so sind die 
Zuckerhersteller verpflichtet, den Zuckerrübenver- 
käufern Je 100 kg erzeugten Zuckers den Diffe- 
renzbetrag zwischen dem Höchstbetrag der Pro- 
duktionsabgabe und dem endgültigen Betrag die- 
ser Abgabe bis zu einem zu bestimmenden Hun- 
dertsatz zu ersetzen. 

Der je Tonne Zuckerrüben zu zahlende Betrag 
wird für die Standardqualität festgesetzt. Für die- 
sen Betrag gelten die in Artikel 5 genannten Zu- 
und Abschläge. 

5. Die Zuckerhersteller können von den Zucker- 
rohrverkäufern für eine Menge von Zuckerrohr, 
die der für die Erhebung der Produktionsabgabe 
maßgebenden Zuckermenge entspricht, verlangen, 
daß ihnen diese Abgabe bis zu einem zu bestim- 
menden Hundertsatz ersetzt wird. 

6. Die Mitgliedstaaten kontrollieren an Hand der 
von den Zuckerherstellern gelieferten Angaben 

a) die Bezahlung der Zuckerrüben, 

b) die Summe der Erstattungen, die die Zucker- 
hersteller von den Zuckerrohrverkäufem er- 
halten haben. 

7. Die Einzelheiten der Anwendung dieses Arti- 
kels und insbesondere der in Absatz (4) Unter- 
absatz 2 genannnte Betrag werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 40 bestimmt." 

Artikel 7 

In Artikel 28 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
erhält der zweite Gedankenstrich folgende Fassung: 

„ — die in Artikel 27 Absatz (4) und Absatz (5) 
genannten Hundertsätze, " . 

Artikel 8 

In Artikel 30 Absatz (2) der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG werden die Worte „in Artikel 27 Ab- 
satz (4)" durch die Worte „in Artikel 5 Absatz (2) 
Buchstabe b)" ersetzt. 
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Artikel 9 

1. Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Kraft. 

2. Artikel 2 und 6 bis 8 dieser Verordnung gelten 
ab dem Zuckerwirtschaftsjahr 1970/71. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 1009/67/EWG über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Zucker Mr nach- 
stehend „Grundverordnung" genannt, enthält u. a. 
Bestimmungen für Zuckerrüben der Tarifnr. 12.04. 
Hingegen sehen weder die Grundverordnung noch 
die Verordnung (EWG) Nr. 827/68, die sogenannte 
„Restverordnung", Bestimmungen für ausgelaugte 
Zuckeriübenschiiiizel und andere Abfälle der Zuk- 
kergewinnung vor, obwohl die betreffende Tarif- 
nummer (23.03) in Anhang II des Vertrags aufge- 
führt ist. Es ist also festzustellen, daß für Zucker- 
rüben sämtliche Hemmnisse des freien Warenver- 
kehrs in der Gemeinschaft beseitigt sind, während 
es für ausgelaugte Zuckerrübenschnitzel, also die- 
selben Zuckerrüben nach der Zuckerextraktion, über- 
haupt keine Gemeinschaftsbestimmung gibt, und daß 
daher der freie Warenverkehr für ausgelaugte Zuk- 
kerrübenschnitzel in der Gemeinschaft nicht ver- 
wirklicht ist. 

Dieser Unterschied in der Behandlung ist wirtschaft- 
lich völlig unbegründet und deshalb zu beseitigen, 
indem die betreffenden Erzeugnisse bestimmten 
grundlegenden Bestimmungen der Grundverord- 
nung unterstellt werden. 

2. Die gegenwärtige Fassung der Grundverord- 
nung sieht in ihrem Artikel 5 bei der Bezahlung der 
Zuckerrüben von anderer als Standardqualität (16 Vo 
Zuckergehalt) Zuschläge bzw. Abschläge vor. Es 
muß als eine einheitliche Tabelle aufgestellt wer- 
den, auf deren Grundlage die Abrechnung für sämt- 
liche Zuckerrüben in der Gemeinschaft erfolgt. Hier- 
bei ist festzustellen, daß in manchen Gebieten der 
Gemeinschaft Zuckerrüben mit sehr hohem Mindest- 
gehalt an Zucker (z. B. 15 Vo) erzeugt werden, in 
anderen Gebieten Zuckerrüben mit einem sehr ge- 
ringen Zuckergehalt (beispielsweise 12 '^Vo), die nor- 
malerweise ebenfalls zu Zucker verarbeitet werden. 
Infolgedessen gibt die vorgeschlagene Neufassung 
des Artikels 5 der Grundverordnung den Beteiligten 
die Möglichkeit, jeweils die unteren und oberen 
Grenzen der Gemeinschaftstabelle zu bestimmen, 
die in ihrem Gebiet angewendet werden sollen. 

3. Die Interventionsregelung im Zuckersektor gilt 
für Weißzucker und Rohrrohzucker und — für eine 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1; die Grundverordnung 
wurde nacheinander durch folgende Verordnungen ge- 
ändert: 

1. (EWG) Nr. 2100/68 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 309 vom 24. Dezember 1968, S. 4), 

2. (EWG) Nr. 1393/69 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften L 179 vom 21. Juli 1969, S. 1), 

3. (EWG) Nr. 1398/69 (Amtsblatt der Europäsischen 
Gemeinschaften L 179 vom 21. Juli 1969, S. 13). 


Übergangszeit — auch für Rübenrohzucker (Arti- 
kel 9 Absatz (1) und (3) der Grundverordnung). 
Diese Übergangszeit läuft am 31. Dezember 1969 
aus, also in der Mitte des Zuckerwirtschaftsjahres, 
Um zu vermeiden, daß zu diesem Zeitpunkt Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich der Intervention auftreten, 
wird vorgeschlagen, die Interventionsregelung bis 
zum Ende des Zuckerwirtschaftsjahres 1969/1970 zu 
verlängern. 

4. Das Quotensystem im Zuckersektor sieht fol- 
gende Regelung vor: 

Jeder Hersteller, dessen Zuckererzeugung die für 
ihn festgesetzte Grundquote überschreitet, muß je 
Einheit seiner über die Grundquote hinaus erzeug- 
ten Zuckermengen eine Produktionsabgabe zahlen. 
Der Zuckerhersteller kann sich einen Teil (60 ‘^/o) 
dieser Abgabe von den Zuckerrübenbauern erstat- 
ten lassen. Damit ist der Preis, den die Zuckerrüben- 
bauern für ihre außerhalb der Grundquote verarbei- 
teten Zuckerrüben erhalten, niedriger als der im 
Rahmen der Grundquote (17,00 RE/t) gezahlte Zuk- 
kerrübenmindestpreis. Der Rat hat eine Höchstab- 
gabe festgesetzt, so daß die Zuckerrübenbauern bis- 
her für ihre Zuckerrüben außerhalb der Grundquote 
einen Mindestpreis von 10 Rechnungseinheiten je 
Tonne erhielten. Andererseits ermöglicht es aber 
die in Artikel 27 Absatz (4) der Grundverordnung 
vorgesehene Berechnung dieses Mindestpreises den 
Zuckerherstellern, unter gewissen Voraussetzungen 
weniger als 10 RE/t für Zuckerrüben außerhalb der 
Grundquote zu zahlen. Da bei der Berechnung die- 
ses Preises von 10 RE/t ein einheitlicher Pauschal- 
betrag von 130 kg Zucker für Zuckerrüben mit einem 
Zuckergehalt von 16'^/o zugrunde gelegt wird, hin- 
dert den Zuckerhersteller nichts daran, sich vom 
Zuckerrübenbauer einen Betrag ersetzen zu lassen, 
der sich nach einem höheren Ertrag als 130 kg er- 
rechnet. Es wird vorgeschlagen, den Wortlaut dieses 
Artikels zu ändern und gleichzeitig ein für alle 
Beteiligten sehr viel klareres System einzuführen. 
Aufgrund dieses Systems ist zu zahlen: 

1. der Mindestzuckerrübenpreis für alle innerhalb 
der Grundquote zu Zucker verarbeiteten Zucker- 
rüben; 

2. der Zuckerrübenpreis außerhalb der Grundquote 
(10 RE/t) für alle außerhalb der Grundquote, 
jedoch innerhalb der Höchstquote zu Zucker ver- 
arbeiteten Zuckerrüben; 

3. ein Preisaufschlag für den Fall, daß der end- 
gültige Betrag der Produktionsabgabe niedriger 
als der Höchstbetrag dieser Abgabe ist. 

5, Keine der geplanten Änderungen führt zu einer 
Ausgabenerhöhung im Zuckersektor. 
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